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EINKOMMENSTEUER

sehen Empfehlungen. Dies ist insbesondere deshalb 
bedauerlich, weil er in manchen Teilen seiner Arbeit 
den Stand der modernen Finanzwissenschaft zu die­
ser Frage treffend wiedergibt und die in seinen 
Reformvorschlägen erkennbare Skepsis gegenüber 
den Wunderwirkungen neuer theoretischer Konzepte 
durchaus vielen anderen Vertretern der modernen 
Sozialwissenschaften zu wünschen wäre. Grund­
legende Änderungen eines Steuersystems sind sicher 
keine Spielwiese, auf der Theoretiker W irtschafts­

politikern bedenkenlos em pirische Großversuche 
empfehlen sollten. Gerade eine sorgfältige Überprü­
fung der möglichen Folgen, die die Einführung einer 
zinsbereinigten Einkommensteuer in der Praxis erwar­
ten läßt, spricht jedoch dafür, einen Versuch mit dieser 
auch theoretischen Wunschzielen genügenden Form 
der Besteuerung zu wagen. Dies gilt um so mehr, als 
das Chaos des bisherigen Systems in seinen 
Konsequenzen keineswegs besser überschaubar ist 
als eine behutsame Einführung der Zinsbereinigung.

Stefan Bach

Zinsbereinigung als Königsweg ?
Eine Stellungnahme

Grundsätzlich bin ich ebenso wie Knoll und zahl­
reiche Finanzwissenschaftler fasziniert von der 

Idee einer zinsbereinigten Einkommensteuer, die ge­
genüber den übrigen Konsumsteuersystemen bemer­
kenswerte Vorzüge aufzuweisen scheint. Ich gebe 
aber noch folgendes zu bedenken.

Wenn auch der klassische Einkommensbegriff der 
Reinverm ögenszugangstheorie aus steuertechni­
schen und rechtsstaatlichen Gründen zu weit greift', 
so steht er doch nach wie vor als grundlegendes dog­
matisches Leitbild hinter der von der Steuerrechts­
wissenschaft entwickelten Markteinkommenstheorie, 
dergemäß der Einkommensteuer Einkünfte unterlie­
gen, die mit Erwerbsabsicht durch eine marktmäßige 
Erwerbstätigkeit erwirtschaftet werden2. Kapitalerträge 
fallen unzweifelhaft unter diesen Einkommensbegriff. 
Eine zinsbereinigte Einkommensteuer, die diese sy­
stematisch aus dem Einkommensbegriff aussondert, 
fällt somit nicht mehr unter die Kategorie der Ein­
kommensteuer. Diese begrifflichen Zusammenhänge 
haben durchaus auch praktische verfassungsrechtli­
che Bedeutung. Nach herrschender Meinung ist die 
bestehende Ordnung der in Art. 106 GG angeführten 
Steuern verfassungsmäßig gewährleistet. Der Ge­
setzgeber benötigt demnach eine verfassungsän­
dernde Mehrheit, wenn er neuartige Steuern einführen
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oder bestehende Steuern abschaffen oder wesentlich 
verändern will. Bei einer Überführung der Einkom­
mensteuer in eine persönliche Konsumsteuer würde 
dies wohl gelten3, ebenfalls für die zinsbereinigte 
Einkommensteuer.

Ich bleibe dabei, daß die allokativen Nachteile der 
gegenwärtigen Unternehmens- und Kapitaleinkom­
mensbesteuerung weniger auf deren Höhe als viel­
mehr auf deren Struktur beruhen. Für die beklagten 
differenzierten Behandlungen nach Investitions­
struktur, Finanzierungsstruktur, Organisationsstruktur 
(insbesondere Rechtsformwahl), Unternehmensgröße 
oder Branchenzugehörigkeit ist die gegenwärtige 
E inkommensbesteuerung (einschließlich der Kör­
perschaftsteuer) ohnehin nur zum Teil verantwortlich. 
Gewichtiger sind in vielen Fällen die Verzerrungen, die 
Gewerbesteuer und ertragsunabhängige Vermögens­
besteuerung auslösen. Hier besteht dringender steu­
erpo litischer Handlungsbedarf: Abschaffung von 
Gewerbekapitalsteuer und betrieblicher Vermögen­
steuer4 sowie eine Reform der Gewerbeertragsteuer, 
sei es durch deren Umwandlung in eine W ert­

1 S treng genom m en m üßten unrea lis ie rte  W ertste igerungen, 
N utzungswerte e igengenutzter Verm ögensgegenstände, Eigenlei­
stungen sowie Lotteriegewinne etc. erfaßt werden, daneben müßte 
auch die Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen in d ie Ein­
kom m ensteuer integriert werden.

! K. T i p k e ,  J. L a n g :  Steuerrecht, 14. Aufl., S. 213.

3 D. B i r k :  Verfassungsrechtliche Grenzen der Konsum besteue­
rung, in: M. R o s e  (Hrsg.): Konsum orientierte Neuordnung des
Steuersystems, Berlin 1991, S. 358 ff.
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EINKOMMENSTEUER

schöpfungsteuer (wie nach wie vor mehrheitlich von 
der W issenschaft empfohlen) oder durch Beteiligung 
der Gemeinden an der Umsatzsteuer (wohin die 
Finanzpolitik tendiert).

Senkung der Kapitalkosten?
In Schwellen- oder Transformationsländern mit 

großem Kapitalbedarf, hoher Kapitalproduktivität und 
schlechtem Zugang zu den internationalen Kapital­
märkten ist eine Stärkung der inländischen Er­
sparnisbildung anders zu beurteilen als in hochent­
wickelten, kapitalreichen und wachstumsarmen post­
industriellen Gesellschaften mit niedriger Kapitalpro­
duktivität. Wenn die westdeutsche W irtschaft heute 
ein Standortproblem hat5, dann liegt dieses bestimmt 
nicht in der mangelnden Verfügbarkeit von Kapital. 
Deutschland genießt auf den internationalen Kapi­
talmärkten nach wie vor größtes Vertrauen. Allenfalls 
mangelt es an rentierlichen Sachinvestitionen. Ob ei­
ne Abschaffung der Kapitaleinkommensbesteuerung 
die inländischen Kapitalkosten tatsächlich senkt, ist in 
einer offenen und tie f in die internationalen Kapi­
talmärkte verflochtenen Volkswirtschaft kurz- bis m it­
telfristig eher zweifelhaft: Das Zins- und Rendite­
niveau wird stark durch die Geldpolitik und die interna­
tionalen Kapitalmärkte beeinflußt; für die Reaktionen 
der internationalen Kapitalströme spielt die inländi­
sche Besteuerung natürlicher Personen nur eine 
untergeordnete Rolle, hier sind die speziellen Rege­
lungen des internationalen Steuerrechts (Doppelbe­
steuerungsregelungen) sowie der ausländischen 
Steuersysteme relevant. DieSachkapitalbildung inlän­
discher Steuerpflichtiger fördert die zinsbereinigte 
Einkommensteuer allenfalls mittelbar; sie befreit die 
Kapitalerträge generell, unabhängig davon, ob im In­
land oder im Ausland investiert wird.

Die m it der kräftigen Anhebung des Sparer­
freibetrages auf 6000 DM verbundene weitgehende 
Freistellung von Zinseinkünften, die bisher ohnehin 
nur zum geringen Teil den Finanzbehörden deklariert 
wurden, ist eine Sache, die Aufhebung der gesamten 
Kapitaleinkommensbesteuerung eine andere. Die 
zinsbereinigte Einkommensteuer würde die traditio­
nelle Einkommensteuer auf eine Lohnsteuer, kombi­
niert m it einer Übergewinnsteuer, reduzieren. Hier wird 
zwar der Kern der österreichisch-neoklassischen 
Kapitaltheorie freigelegt, die allein menschliche Arbeit

4 S. B a c h ,  B. L i n s c h e i d t :  Die Neuregelung der e inheits­
wertabhängigen Besteuerung, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 75. Jg. 
(1995), H. 11, S. 592 ff.

5 Bekanntlich ist das DIW der Meinung, W est-Deutschland habe kein 
S tandortproblem . Vgl. dazu DIW-Wochenbericht 38/1995, S. 653 ff.

und natürliche Ressourcen als originäre und selbstän­
dige Produktionsfaktoren sieht; Kapital, Kapitalpro­
duktivität und Kapitaleinkommen entstehen dagegen 
durch einen temporären Konsumverzicht, der „m ehr­
ergiebige Produktionsumwege“ ermöglicht6. Den all­
gemein verbreiteten sozialen und steuerpolitischen 
G erechtigkeitsvorstellungen dürfte  ein solches 
Steuersystem indes kaum entsprechen.

Verteilungswirkungen

Zugegebenermaßen bezieht sich die Darstellung 
der Verteilungswirkungen wie auch der finanziellen 
Wirkungen auf ein konstantes Mengengerüst. Nun 
läßt sich argumentieren, daß ein allokativ verbessertes 
Steuersystem durch dynam ische W achstum swir­
kungen neue Verteilungsspielräume eröffnet -  gemäß 
der alten ordo- und neoliberalen Metapher, zunächst 
den zu verteilenden Kuchen zu vergrößern, bevor es 
ans (um)verteilen geht. Selbst wenn dem so wäre: 
Das Sparverhalten der Haushalte nach Einkom­
mensgruppen zeigt, daß in nennenswertem Umfang 
allein die Haushalte im mittleren und vor allem im obe­
ren Einkommensbereich Vermögen bilden, und dies 
dürfte sich auch auf absehbare Zeit nicht ändern. 
Dabei handelt es sich nicht nur um Fremdkapitaltitel, 
deren Kapitalerträge schon seit längerem faktisch 
(durch Steuerumgehung bzw. -hinterziehung) und 
mittlerweile auch weitgehend legal (mittels Freibetrag) 
steuerbefreit sind, sondern auch um Beteiligungs­
kapital und erst recht um ähnliche Formen der 
Sachvermögensbildung im Rahmen von unternehme­
rischen Betätigungen, deren Kapitalerträge zusätzlich 
freigestellt werden sollen.

Ohnehin hat die Finanzpolitik bereits seit M itte der 
achtziger Jahre die Einkommen über die marktmäßige 
Entwicklung hinaus zugunsten von Unternehmer­
tä tigke it und Kapitalvermögen und der „Besser­
verdienenden“ umverteilt. Damit sollten vor allem die 
Angebots- und Standortbedingungen verbessert wer­
den7. Es fehlen jedoch überzeugende Belege dafür, 
daß dies erfolgreich war. Daneben dürfte die fo rt­
schreitende Entwicklung zur postindustriellen „Risiko­
gesellschaft“ die sozialen Konflikte und Polarisie­
rungen weiter verschärfen; erwähnt seien hier nur die 
andauernde Massenarbeitslosigkeit, Veränderungs-

6 Klassisch E. v. B ö h m - B a w e r k :  Kapital und Kapitalzins, Zweite 
Abteilung: Positive Theorie des Kapitals, 4. Aufl., 1. Bd., Jena 1921; 
d e r s . :  Kapital, in: Handwörterbuch der Staatsw issenschaften,
4. Aufl., 5. Bd., Jena 1923, S. 576 ff.

7 DIW -W ochenbericht 37/1993, S. 501 ff.; zur jüngsten Entw icklung
auch C. S c h ä f e r :  Soziale Polarisierung bei E inkommen und
Vermögen, in: W SI-M Itteilungen 10/1995, S. 605 ff.
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Prozesse der Familien- und Sozialstruktur wie auch der 
Lebens- und Arbeitskarrieren, die die sozialen Siche­
rungssysteme vor neue Herausforderungen stellen.

Knoll setzt vor allem auf die ersatzlose Abschaffung 
von Steuervergünstigungen und Sonderregelungen 
allgemein. Da diese vor allem von Steuerpflichtigen 
mit den hohen marginalen Steuersätzen ausgenutzt 
werden, entstehen neben unsinnigen A llokations­
effekten ungünstige Verteilungswirkungen. Zugleich 
will er damit die Steuerausfälle kompensieren, die sich 
durch die Freistellung der Kapitalerträge ergeben.

Steuervergünstigungen streichen?

Meine Kritik am „steuerpolitischen Mehrzweck­
interventionismus“ bezieht sich im wesentlichen auf 
die Ausgestaltung der steuerlichen Förderung als Ab­
zug von der Bemessungsgrundlage. Lenkungs­
normen sollten so w eit w ie m öglich aus dem 
Steuerrecht herausgenommen werden -  dafür spre­
chen allokative und distributive Aspekte8. Wer jedoch 
Subventionen im Gewände von Steuervergünsti­
gungen auf breiter Front ersatzlos streichen will -  wie 
dies Knoll offenbar vorschwebt - ,  muß deren För­
derziele in Frage stellen und den Kampf mit den 
Gruppeninteressen aufnehmen. Betrachtet man die 
Steuervergünstigungen nach Förderzielen, so steht 
bei den Mindereinnahmen die Wohnungspolitik an er­
ster Stelle: Die steuerliche Wohneigentumsförderung 
schlägt gegenwärtig (1995) mit gut 15 Mrd. DM zu 
Buche9; hinzu kommen die degressiven Abschrei­
bungen für Wohnungsbauinvestitionen im Zusam­
menwirken mit steuerfreien Veräußerungsgewinnen, 
die zwar in keinem Subventionsbericht auftauchen, je­
doch Steuerausfälle in zweistelliger Milliardenhöhe 
auslösen dürften10.

Die Wohnungsbauförderung sollte längerfristig voll­
ständig aus dem Steuerrecht herausgenommen und 
als direkte Förderung ausgestaltet werden, so wie es 
bei der steuerlichen Wohneigentumsförderung von 
1996 an geschieht. Abschaffen oder schnell abbauen 
wird man sie wohl kaum; dies würde kurz- bis m ittel­
fristig große Turbulenzen auf den Wohnungsmärkten

8 So auch die E inkommensteuer-Kommission zur Steuerfreistellung 
des Existenzminimums ab 1996 und zur Reform der Einkom m en­
steuer („Bareis-Kom m ision"), These 4.

> DIW -W ochenbericht 39/1995, S. 677.

10 Die E inkom m ensteuerstatistik 1989 w eist Verluste aus Vermietung 
und Verpachtung in Höhe von 25,8 Mrd. DM nach; davon dürften 
knapp 24 Mrd. DM auf d ie W ohnungsverm ietung entfallen. Vgl. dazu 
S. B a c h ,  B. B a r t h o l m a i :  Im m obilienverm ögen priva ter
Haushalte, Projektbericht des Statistischen Bundesam ts, Wiesbaden 
1995, S. 58 ff.

auslösen. Gleiches gilt für die Sonderabschreibungen 
nach dem Fördergebietsgesetz, die laut Subven­
tionsbericht 9,3 Mrd. DM (1995) ausmachen11, sowie 
für die übrigen Abschreibungsvergünstigungen der 
„Siebener Paragraphen“ . Der lange Katalog der son­
stigen Steuervergünstigungen ist zwar in vielen 
Bereichen dringend korrekturbedürftig , größere 
Mehreinnahmen lassen sich hier aber nicht erzielen.

Die Bareis-Kommission hat darüber hinaus zahlrei­
che Vorschläge zum Abbau von einkunftsartenspezifi­
schen Steuerbefreiungen, Steuerermäßigungen, Frei­
beträgen und ähnlichen Sonderregelungen (z.B. Be­
steuerung der Landwirtschaft, der Alterseinkünfte) 
gemacht, die steuersystematisch sehr zu begrüßen 
sind und auch mit erheblichen Mehreinnahmen einher­
gehen würden12. Deren Rezeption in der finanzpoliti­
schen Willensbildung verdeutlicht allerdings, daß die 
Bedeutung steuersystematischer Bereinigungen und 
deren finanzielle (und damit auch belastungsmäßige) 
Auswirkungen in umgekehrtem Verhältnis zu deren 
finanzpolitischer Akzeptanz und Durchsetzbarkeit 
stehen. Einmal mehr zeigt sich die alte Regel: „Alte 
Steuern sind gute Steuern.“13

Diese entmutigenden Umstände sollten die W is­
senschaft jedoch keineswegs davon abhalten, syste­
matische und „organische“ Steuerreformentwürfe zu 
erarbeiten und diese der Finanzpolitik vorzutragen, 
auch wenn dies in nicht wenigen Fällen -  gleichsam 
gebetsmühlenhaft „ceterum censeo“ -  einen langen 
Zeitraum erfordern kann. Paradigmenwechsel sind ja 
nicht zuletzt auch eine Generationenfrage. Grund­
sätzliche Neuorientierungen der direkten Besteuerung 
wie die zinsbereinigte Einkommensteuer, aber auch 
Cash-flow-Unternehmenssteuern oder die persönli­
che Konsumsteuer weisen neue Wege aus zahllosen 
Holzwegen und Sackgassen des umsichgreifenden 
Steuerchaos, da stimme ich mit Knoll unbedingt über­
ein. Daß die zinsbereinigte Einkommensteuer dabei 
den „Königsweg“ darstellen soll, die Botschaft hör ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube. Jedenfalls erscheint 
mir die praktische w irtschaftspolitische Relevanz der­
artiger Konzepte nicht überzeugend dargelegt. Das 
primäre Problem der gegenwärtigen Unternehmens­
und Kapitaleinkommensbesteuerung ist deren Struk­
tur; diese läßt sich auch innerhalb des tradierten Ein­
kommensteuersystems bereinigen.

"  Fünfzehnter Subventionsbericht, Bundestags-Drucksache 13/2230,
S. 20.

12 Bareis-Kommision, a.a.O., Thesen 5-9.

13 Dazu S. B a c h :  Warum sind alte Steuern gute Steuern?, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 74. Jg. (1994), H. 3, S. 151 ff.
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